Bernd Voß

Diekdorf 124

25554 Nortorf

An das 
Ministerium für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt und Ländliche Räume

Mercatorstraße 3
24106 Kiel
Einwendung 
gegen den Antrag den Antrag der Kernkraftwerk Brunsbüttel GmbH & Co. oHG

zur Stilllegung und zum Abbau des Kernkraftwerks Brunsbüttel

nach § 7 Abs. 3 Atomgesetz (AtG), von Vattenfall zur Stilllegung und zum Abbau des Atomkraftwerks Brunsbüttel, öffentliche Bekanntmachung des MELUR vom 16.2. 2015 

Ich bin durch die Auswirkungen des Vorhabens in meinen Rechten verletzt.
A. Der ausgelegte Antrag und die ausgelegten Unterlagen erfüllen die Vorschriften der §§ 3 und 6 AtVfV nicht; denn sie ermöglichen es mir nicht zu beurteilen, ob ich in meinen Rechten verletzt sein kann. § 3(1) Nr. 1 AtVfV verlangt, dass die "Beurteilung ermöglicht" wird. Dazu gehören mindestens die Angaben über verwendete Umwelt- und Rechenparameter, Nuklidvektoren, freigesetzte Nuklide, Rückhaltevorrichtungen, auf welchen Deponien freigemessene Anlagenteile deponiert werden und die dazugehörigen Entsorgungsverträge mit Dritten  u. a.

§ 6 (1) AtVfV bestimmt, welche Unterlagen zur Einsicht auszulegen sind: der Antrag, der Sicherheitsbericht und die Kurzbeschreibung.

Betrifft der Antrag ein UVP-pflichtiges Vorhaben, § 6 (2) AtVfV, sind zusätzlich die Unterlagen nach § 3 (1) Nr. 8 und 9 und Abs. 2 sowie die entscheidungserheblichen Berichte und Empfehlungen ... auszulegen. Außerdem (§ 6 (2) Satz 2 AtVfV) sind weitere Informationen, ... die der zuständigen Behörde erst nach Beginn der Beteiligungsverfahrens vorliegen, der Öffentlichkeit nach UIG zugänglich zu machen.

Nach § 3 (1) AtVfV sind dem Antrag die Unterlagen beizufügen, die zur Prüfung der Zulassungsvoraussetzungen erforderlich sind, insbesondere ein Sicherheitsbericht, der ... Dritten insbesondere die Beurteilung ermöglicht, ob sie durch die mit der Anlage und ihrem Betrieb verbundenen Auswirkungen in ihren Rechten verletzt werden können. Hierzu muss der Sicherheitsbericht, soweit dies für die Beurteilung der Zulässigkeit des Vorhabens erforderlich ist, die Punkte a) bis f) von Ziff. 1 des § 3 (1) AtVfV enthalten.

Im Einzelnen:
1. Die Unterlagen nach § 3 (1) Nr. 8 fehlen im ausgelegten Sicherheitsbericht (SB). Sie sind zur Prüfung der Zulassungsvoraussetzungen erforderlich und auch erforderlich, um Dritten die Beurteilung zu ermöglichen, ob sie in ihren Rechten verletzt werden können.

2. Um Dritten die Beurteilung zu ermöglichen, ob sie in ihren Rechten verletzt werden können, ist nach § 3 (1) Nr. 1 außerdem erforderlich, dass die unter den Buchstaben e) und f) von § 3 (1) Ziff. 1 genannten Informationen im Sicherheitsbericht mitgeteilt werden.

Deutlich wird das Fehlen dieser Angaben z. B. in Nummer 9.3.1.9 "Leckage des Abwasserverdampfers". Dort heißt es, dass diese "bereits als radiologisch relevantes Ergebnis im Rahmen des Leistungsbetriebs und der Nachbetriebsphase analysiert und begutachtet" wurden.

Mit diesem Hinweis ist eine Beurteilung durch Dritte, ob sie in ihren Rechten verletzt werden können, nicht möglich.

(Die radiologischen Folgen vieler der in Kap. 9.3. genannten Störfälle beziehen sich auf dieses Ereignis, so dass auch diese sich einer Beurteilung durch Dritte entziehen.)

Weiter wird in 9.3.1.9 die effektive Dosis angegeben. Sie errechnet sich "auf Basis der Berechnungsvorschrift der StrlSchV". In der StrlSchV ist allerdings keine solche Vorschrift enthalten. Weiter wird in e) und f) verlangt, dass auch die Dosis durch Direktstrahlung zu ermitteln ist. Ob die angegebene Strahlendosis für Störfälle auch die Direktstrahlung enthält, wird nicht mitgeteilt. Außerdem fehlen die in der StrlSchV verlangten Dosen für Organe.

Darüber hinaus können Dritte ihre Betroffenheit nicht beurteilen, da die freigesetzten Nuklidmengen nicht angegeben werden.

In der Liste der Antragsunterlagen, die der Einladung zum Scoping-Termin beigefügt waren, werden unter "Technischer und radiologischer Ausgangszustand" Angaben zum

- technischen Anlagenzustand

- radiologischen Inventar

- Masseninventar 

gefordert. 

Auch in den

 Empfehlungen der Entsorgungskommission (Leitlinien zur Stilllegung kerntechnischer Anlagen vom 11.11.2010) und im

- Leitfaden zur Stilllegung, zum sicheren Einschluss und zum Abbau von Anlagen oder Anlagenteilen nach § 7 AtG, Fassung vom 12.8.2009 

werden diese Angaben verlangt.

Ohne diese Angaben können Dritte nicht beurteilen, ob sie in ihren Rechten verletzt werden können.

Die entsprechenden Angaben im Sicherheitsbericht (3.4.1 Radiologischer Anfangszustand) sind äußerst unkonkret gehalten. Es fehlt ein Kataster und eine (messtechnisch belegte) radiologische Charakterisierung des Zustands der Anlage insgesamt oder auch nur von Teilen der Anlage VOR dem Abbau hinsichtlich Kontamination, Aktivierung und Dosisleistung, einschließlich Nuklidvektor. Auf S. 123 SB heißt es: "Mit der radiologischen Charakterisierung wurde während der Nachbetriebsphase begonnen. Gegebenenfalls können sich daraus Anpassungen der prognostizierten Massenströme ergeben." Die von Vattenfall reklamierte Beliebigkeit/Unbestimmtheit der Verfahrensschritte beim Rückbau kann nicht hingenommen werden. Sie verhindert, dass sich Dritte ein Bild von der auf sie zukommenden radiologischen Belastung machen können.

Der Satz "Es ist geplant, dass zum Beginn das Abbaus der Anlage KKB die Brennelemente aus der Anlage entfernt sind," (S. 81 SB) lässt Dritte im Unklaren darüber, ob sie auch durch die 517 noch im Reaktordruckbehälter und die weiteren im Nasslager befindlichen Brennelemente in ihren Rechten verletzt werden können oder durch deren Transporte. Dazu ist die Genehmigung für die Lagerung in einem Zwischenlager den Antragunterlagen beizufügen.
Der Verweis auf den Nachbetrieb (S. 81 des SB, 3. Absatz) ist für Dritte wertlos; denn sie haben keine Informationen darüber, was im Nachbetrieb erlaubt ist.

Der Hinweis unter "4.1.4 Konditionierung", S. 84 SB) "Radioaktive Abfälle werden am Standort oder in externen Einrichtungen konditioniert." lassen Dritte im Unklaren darüber, ob sie auch durch Transporte von radioaktiv belastetem Material betroffen sind.

Auch ein Satz wie "Die neue Lüftungsanlage wird entsprechend den Erfordernissen geplant und gebaut." (5.1.1 Lüftung, S. 93 SB) lässt Dritte über ihre Betroffenheit im Unklaren.

Unter "6. Umgang mit radioaktiven Stoffen", S. 121 SB) fehlen konkrete Mengenangaben.

Unter "6.4 Herausgabe", S. 125 SB) wird von Stoffen geschrieben, "bei denen eine Kontamination oder Aktivierung ... nicht zu unterstellen ist." Eine Herausgabe ist nach dem Atomgesetz nicht vorgesehen. Die sich daraus ergebende Strahlenbelastung wird Dritten nicht mitgeteilt.
3. Für die Abbauphase 2 soll eine 2. Abbaugenehmigung beantragt werden. Diese soll ohne Öffentlichkeitsbeteiligung erlangt werden. Für Dritte ist unklar, ob sie schon im Rahmen der jetzt beantragten Genehmigung dagegen einwenden müssen, um nicht präkludiert zu sein.

4. Ob Dritte durch die Höhe der radiologischen Belastung über radioaktive Abwässer (S. 138 SB) in ihren Rechten verletzt werden, können sie nicht beurteilen; denn die Grenzwerte werden nicht angegeben. "Die Grenzwerte ... werden gemäß den Regelungen der jeweils gehobenen wasserrechtlichen Erlaubnis angepasst." (s. 138 SB). Diese Formulierung lässt befürchten, dass die Emissionen mal höher und mal niedriger genehmigt werden. 
Ein wasserrechtlicher Bescheid ist zu erteilen oder der derzeit gültige wasserrechtliche Bescheid ist als integrierter Teil in die Genehmigung aufzunehmen. Ich wende ein, dass die radioaktiven Einleitungen in die Elbe unter Beachtung des Gebots der Strahlenminimierung neu festzusetzen sind.
B. Einwendungen zu den Antragsschreiben von Vattenfall vom 1.11.2012 und 19.12.2014

1. Oberstes Gebot für den Rückbau des AKW Brunsbüttel (KKB) muss das Strahlenminimierungsgebot sein. Die Prüfung der Antragsunterlagen, des vorgelegten Sicherheitsberichts (SB) und der Umweltverträglichkeitsuntersuchung (UVU) lassen erkennen, dass Vattenfall dieses Prinzip verletzt und stattdessen einen kostengünstigen Abriss anstrebt. 
2. Der Antrag, SB und UVU lassen nicht erkennen, ob und wie eine Bewertung unter Beachtung des Gebots der Strahlenminimierung der Rückbauvarianten (Rückbau, sicherer Einschluss, Abklinglagerung) erfolgt ist.
2. Das MELUR ist befugt, Grenzwerte unterhalb der gesetzlich vorgeschriebenen festzusetzen. Das fordere ich nachdrücklich. Ich beantrage, dass Vertreter der Öffentlichkeit (EinwenderInnen) ebenfalls und zeitnahüber den Fortgang der Verhandlungen unterrichtet werden, um dem MELUR die Position der EinwenderInnen auch mündlich darlegen zu können. Das ist ein weiterer Schritt zu einer laufenden  größeren Beteiligung der Öffentlichkeit.
3. Im Antrag vom 1.11.2012, S. 1 unten, hat Vattenfall angekündigt, diesen zurückzuziehen, wenn das Endlager Schacht Konrad nicht rechtzeitig zur Verfügung steht. 
Die Nutzung eines erteilten Genehmigungsbescheids stellt Vattenfall unter weitere Vorbehalte, die allerdings nicht benannt werden. Es wird lediglich auf weitere "maßgebliche Randbedingungen" Bezug genommen. Ich beantrage, dass diese benannt und in das Öffentlichkeitsbeteiligungsverfahren einbezogen werden. 
4. Vattenfall fordert, dass der Bescheid erst dann wirksam wird (1. Antrag II Nr. 3), wenn Vattenfall "verbindlich erklärt, von der Genehmigung Gebrauch zu machen". Es handelt sich sonst um einen "Vorratsantrag".
Ich beantrage, diese Prämisse zurückzuweisen.

5. Vattenfall kündigt im Antrag vom 1.11.2012 (Ziffer III) an, weitere Antragsunterlagen vorzulegen. Darin will Vattenfal "aufzeigen und darlegen, dass die mit diesem Antrag beantragten Maßnahmen weitere Maßnahmen nicht erschweren oder verhindern ..." Diese Unterlagen sind bedeutsam, um beurteilen zu können, ob ich durch die Maßnahmen der 1. Abbauphase in meinen Rechten betroffen bin. Ich stelle den Antrag, dass diese Unterlagen bereits in diesem Öffentlichkeitsbeteiligungsverfahren vorgelegt werden.  

6. Im 1. Antrag Ziffer II Nr.1 und an verschiedenen Stellen des SB wird

Bezug genommen auf Tätigkeiten während des Restbetriebs. Dieser wird weder definiert noch dargelegt, welche Vorarbeiten mit welchen Auswirkungen auf die Umwelt bereits VOR Erteilung der Genehmigung zum Abbau getätigt werden sollen. 

Ich beantrage, die Gestattungen und Regelungen in diesem Verfahren vorzulegen, insbesondere ist das Restbetriebshandbuch vorzulegen.

7. Ich werde darüber im Unklaren gelassen, ob sich meine Einwendung bereits auf die 2. Abbauphase beziehen muss, um nicht präkludiert zu sein. Einzuwenden bzgl. der 2. Abbauphase ist mir jedoch nicht möglich, weil die diesbezüglichen Angaben fehlen bzw. nur "mögliche Varianten" benannt werden.
Ich beantrage, auch für die 2. Abbauphase eine Öffentlichkeitsbeteiligung durchzuführen; denn in der 2. Abbauphase sollen die Komponenten mit der höchsten radioaktiven Belastung abgebaut werden.
Ich wende weiter ein, dass Vattenfall sich noch nicht entschieden hat "Dafür sind mindestens zwei Phasen ... vorgesehen", s. S. 2 des 1. Antrags, ob es auch eine 3. Abbauphase geben wird. Auch für diese verlange ich ein Öffentlichkeitsbeteiligungsverfahren.

Ich wende ein, dass die verschiedenen Abbauphasen "sich überlappen können und teilweise parallel ablaufen", S. 2 des 1. Antrags. Es muss eine strenge Zuordnung zu den einzelnen Abbauphasen und dem Nachbetrieb erkennbar sein.
8. Es befinden sich noch 517 unterschiedlich hoch abgebrannte Brennelemente (BE) im Reaktordruckbehälter (RDB). Es wurde bisher nicht mitgeteilt, wo sie zwischengelagert werden können. Im Standortzwischenlager (ZL) Brunsbüttel ist das allerdings nach dem Urteil des OVG Schleswig nicht möglich.

Ich beantrage, dass die BE aus dem RDB (und dem Nasslager) entfernt werden, bevor mit dem Rückbau begonnen wird; denn durch nicht auszuschließende Lastenabstürze beim Rückbau ist die Integrität der BE gefährdet.

9. Für die 13 defekten Brennstäbe wird im Antrag keine Entsorgungsmöglichkeit benannt. Laut Antrag vom 19.12.2014 sollen die Defektstäbe in der 1. Abbauphase in der Anlage verbleiben. Ich beantrage, die Defektstäbe vor Beginn der Rückbauarbeiten zu entfernen und den beabsichtigten Entsorgungsweg und Lagerungsort den Antragsunterlagen beizufügen und im Bescheid zu genehmigen.
10. Vattenfall hat beantragt, radioaktive Aerosole in gleicher Menge mit der Fortluft ableiten zu dürfen, wie sie für den Leistungsbetrieb genehmigt wurden. Da letztere jährlich in der Regel nur zu weniger als 1 Prozent des Genehmigungsgrenzwerts ausgeschöpft wurden, hofft Vattenfall, jährlich das Hundertfache gegenüber dem Leistungsbetrieb
in die Umwelt abgeben zu können. Die Erforderlichkeit derart hoher Aerosolfreisetzungen mit der Abluft ist zu begründen.
11. Die im Antrag vom 1.11.2012 beantragten Emissionen von radioaktiven Gasen hat Vattenfall mit Antrag vom 19.12.2014 um den Faktor 33 gesenkt; gibt dafür aber keine Begründung an. Auch die nunmehr beantragten, reduzierten Abgabewerte für radioaktive Gase liegen weit über denjenigen, die während des Leistungsbetriebs getätigt wurden.
Ich fordere, die beantragten Emissionen mit der Abluft mit der Genehmigung drastisch zu senken. Für die realistische Bemessung der festzusetzenden Grenzwerte ist ein Nuklidflussschema vorzulegen, aus dem sich ergibt, warum die Emissionen den im Bescheid festgesetzten Wert haben. Das Nuklidflussschema muss ausgehen vom Inventar an radioaktiven Stoffen und es muss den Wirkungsgrad der vorgesehenen Rückhaltevorrichtungen berücksichtigen.
12. Für die Nuklideinleitungen in die Elbe gibt Vattenfall gar keine Zahlenwerte an sondern verweist auf eine "gültige wasserrechtliche Erlaubnis" und dass die Abwassereinleitung an den Abbaufortschritt angepasst" wird. Diese Aussagen sind derart unspezifisch, dass ich nicht beurteilen kann, ob ich dadurch in ihren Rechten betroffen bin. (Gleiches gilt für die diesbezüglichen Angaben in der Kurzfassung.) Die Formulierung lässt außerdem offen, ob die Ableitungen im Verlauf des Abbaus gesenkt oder erhöht werden. Die Vorgaben der europäischen Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) sind einzuhalten.
13. Im Antrag vom 19.12.2014, S.2 oben, führt Vattenfall aus, dass die "Entlassung aus dem Geltungsbereich des Atomgesetzes als nicht radioaktive Stoffe gemäß eines während der Nachbetriebsphase neu zu entwickelnden Freigabeverfahrens" erfolgen soll.

Ich fordere, dass die Genehmigung dieses Freigabeverfahren festlegt.


14. Vattenfall macht keine Angaben dazu, ob am Standort Brunsbüttel mit der zur Verfügung stehenden Abbau- und Bearbeitungstechnologie auch Materialien aus anderen Atomanlagen (z.B. SH oder D) bearbeitet (zerkleinert, dekontaminiert, verpresst usw.) werden sollen. Ich beantrage, dies im Genehmigungsbescheid ausdrücklich zu untersagen.
C. Die Kurzbeschreibung genügt nicht den Anforderungen des § 3 (4) AtG. Sie muss es insbesondere denjenigen, die keine Möglichkeit haben, den SB nicht lesen, ermöglichen zu beurteilen, ob sie in ihren Rechten verletzt sind. 
Im einzelnen (Die Ziffern beziehen sich zur leichteren Orientierung auf die Seitenzahlen der Kurzfassung):

1. Auf S. 1 behauptet Vattenfall, dass die BE bis zur Erteilung der 1. Abbaugenehmigung abtransportiert sein werden. Wie und wohin das erfolgen soll, teilt Vattenfall nicht mit. Das ist aber erforderlich.
2. Weiter teilt Vattenfall auf S. 1 mit, dass sich KKB derzeit im "so genannten Nachbetrieb" befindet und dass bereits eine "Dekontamination von Systemen und Komponenten" durchgeführt wird.
Mir wird nicht mitgeteilt, was der Nachbetrieb ist und wann er genehmigt wurde. Eine klare Abtrennung zum beantragten Rückbau ist nicht vorgenommen bzw. erläutert.. Es könnten Maßnahmen durchgeführt werden, für die eine Abbaugenehmigung Voraussetzung ist. Dagegen erhebe ich Einwendungen. Auf S. 11 heißt es dazu: "Aufgrund der durchgeführten Dekontaminationsmaßnahme ist ein Großteil der in den Systemen befindlichen Kontamination entfernt." Es wird nicht mitgeteilt, welche Systeme wie dekontaminiert werden, wie hoch der verbleibende Nuklidgehalt ist, wie die bei der Dekontaminierung anfallenden Reststoffe wo entsorgt werden und wie hoch der Wirkungsgrad der Dekontamination ist. Gegen diesen der Öffentlichkeit nicht bekannt gegebenen Rückbau erhebe ich Einwendungen. Aussagekräftige Angaben sind vorzulegen.
3. "In der ersten Phase sollen auch eventuell noch vorhandene Defektstäbe begleitend zu den Abbaumaßnahmen aus der Anlage entfernt werden.", S. 4. Dies steht im Widerspruch zu den Aussagen im SB. Ich fordere, die Anzahl der in der Anlage verbleibenden Defektstäbe und ihre Schäden mitzuteilen und sie vor Beginn des Rückbaus aus der Anlage zu verbringen.
4. Auf S. 9 wird nicht mitgeteilt, welche Gebinde mit welchem Nuklidinventar in den Transportbereitstellungshallen (TBH) I und II enthalten sind und welche Teile davon ins LasmA transportiert werden. Weiter fehlen Angaben, welche der beim Abbau anfallenden Materialien und Dekontaminationsrückstände in den beiden TBH gelagert werden sollen. Ich fordere entsprechende Angaben vorzulegen.
"Der Abbau der TBH ist nicht Bestandteil des Genehmigungsantrags." Auch für den Abbau der TBH ist eine Genehmigung erforderlich.

5. Auf S. 1 teilt Vattenfall mit:
"Radioaktive Stoffe werden nicht mehr gebildet." Die ausgesendeten Neutronen können sehr wohl noch radioaktive Stoffe bilden.

"Die kurzlebigen Radionuklide sind seit der Abschaltung abgeklungen."

Welche Nuklide als kurzlebig bezeichnet werden und auf wie viel Prozent ihrer Anfangsradioaktivität sie abgeklungen sind, wird nicht mitgeteilt. 

"Ein Großteil der Systeme und Räume im Kontrollbereich ist nur gering kontaminiert." Auch hier fehlen konkrete Zahlenangaben.

"Das beim Abbau zu beseitigende Aktivitätsinventar beträgt ca. 1e17 Bq." Für das LasmA ist eine Nuklidinventar von 5e17 Bq beantragt. Es ist unklar, ob das Inventar in den TBH 4e17 Bq hoch ist oder ob radioaktives Material von anderen Atomanlagen im LasmA gelagert werden soll.
"Weniger als 1 % des Aktivitätsinventars liegt als Kontamination vor."

Ich wende ein, dass mich die Kurzfassung wegen der unspezifischen Angaben im Unklaren darüber lässt, ob und in welchem Grad ich in meinen Rechten verletzt werde.

6. Auf S. 14 beschreibt Vattenfall die Auswahlkriterien für das optimale Verfahren. Während die "Wirtschaftlichkeit" als eines der Kriterien benannt wird, fehlt das vorrangige Kriterium der Strahlenminimierung. Diese Prioritätensetzung ist nicht akzeptabel. Das muss im Genehmigungsbescheid deutlich werden.
7. Auf S. 16 führt Vattenfall aus:

"Der Großteil der in der Abbauphase 1 zum Abbau vorgesehenen Anlagenteile ist auf Grund der Betriebsgeschichte nur schwach kontaminiert." Es fehlt die Angabe, welche Komponenten wie hoch mit welchen Nukliden kontaminiert und aktiviert sind. Ich wende ein, dass ein Nuklidkataster fehlt. Es ist nicht klar, ob Vattenfall bei obiger Aussage die Emissionen in die Anlage durch den Stutzenabriss, die Detonation der Abkühlleitung und das Überspeisen des RDB berücksichtigt hat (s. Rückbauprobleme beim AKW Stade).
Auf S. 17 teilt Vattenfall mit, welche Anlagenteile in der Abbauphase 2 abgebaut werden. Nicht mitgeteilt wird, dass es sich dabei um die am höchsten verstrahlten Komponenten der Anlage handelt. Ich wende ein, dass die Nuklidvektoren dieser Anlagenteile mitgeteilt werden und dass gerade für diesen Teil des Abbaus ein Öffentlichkeitsbeteiligungsverfahren durchzuführen ist.

8. Nach S. 20 soll die Herausgabe von Anlagenteilen nach einem nur oberflächlichen Screening vorgenommen werden. Dies widerspricht der Strahlenschutzverordnung (StrlSchV). Es sollen lediglich Plausibilitätsbetrachtungen und Stichproben durchgeführt werden.
Eine Herausgabe ist nach dem AtG nicht vorgesehen, und ich verlange, dass alle Materialien erst nach korrekter Freimessung aus dem AtG entlassen werden dürfen.

9. Eine der Voraussetzungen, um beurteilen zu können, ob ich in meinen Rechten verletzt bin, stellt die Angabe der zu erwartenden Strahlenexposition durch Störfallauswirkungen dar. Dazu macht Vattenfall  begrenzte und nicht nachvollziehbare Angaben. Auf den S. 23 und 24 gibt Vattenfall lediglich an,
- dass Störfallauswirkungen in sinnvoller Anwendung der Störfallleitlinien analysiert werden,

- dass als abdeckendes Ereignis der Absturz eines Lagerfasses mit Ionenaustauscherharzen ermittelt wurde,

- dass die potentielle Strahlenexposition in der Umgebung unter konservativen Annahmen ca. 1.3 mSv für die am höchsten belastete Altersgruppe beträgt.

Es fehlen Angaben 

- über die angenommene Höhe der Nuklidfreisetzung (welcher Fassinhalt wurde angenommen, wurde der maximale Inhalt oder nur das 80 % Perzentil zugrunde gelegt?)
- über die Emissionshöhe und Wetterbedingungen (die Freisetzung über den 100 m hohen Schornstein bedingt eine um den Faktor von ca. 10 geringere Strahlenbelastung als die über einen z. B. nur 40 m hohen Schornstein; die Annahme, dass es gleichzeitig regnet, erhöht die Strahlenbelastung drastisch.)
- über die Lage des maximalen Aufpunktes (er liegt je nach Freisetzungshöhe und Wetterbedingungen in unterschiedlichen Entfernungen vom KKB.)
Wegen dieser fehlenden Angaben kann ich nicht beurteilen, ob ich durch Störfälle in meinen Rechten verletzt bin.
10. Bzgl. der "Antragswerte für Ableitungen radioaktiver Stoffe", S. 25, wende ich außerdem  ein, dass wesentliche Zahlenangaben, Parameter und Hinweise, wie die Strahlenbelastung errechnet wurde, fehlen.
Darüber hinaus wende ich ein, dass die Angabe der für die Ermittlung der Strahlenexposition zugrunde gelegten Freisetzungemengen und die -zeitdauer fehlen; denn es wird ja nicht so sein, dass kontinuierlich und gleichmäßig emittiert wird sondern eher so, dass bei bestimmten Tätigkeiten erhöhte Nuklidmengen anfallen. Demnach fehlt eine Definition des sog. "Normalbetriebs", für den statistisch verteilte Wettersituationen bei der Berechnung der Strahlenbelastung angenommen werden dürfen.

Auf S. 26 werden neben Jahresemissionen 

- für radioaktive Gase zusätzlich Halbjahresemissionen
- für radioaktive Aerosole zusätzlich Halbjahres- und Wochenemissionen angegeben. (Für die beantragten Ableitungen mit dem Abwasser in die Elbe werden gar keine Zahlenwerte genannt.)

Somit wären Abbausituationen vorstellbar, in denen z. B. in einer Stunde die Hälfte des beantragten Ableitungswerts für radioaktive Gase getätigt werden kann (bei den Aerosolen vergleichbar). Da für kurzzeitige (erhöhte) Emissionen keine Emissionsgsgrenzwerte beantragt werden, ist mit dem Kurzzeitausbreitungsfaktor zu rechnen, was zu einer nahezu 100fach höheren Strahlenbelastung führen kann als für den Fall gleichmäßiger Freisetzungen.
Ich wende ein, dass diese Besonderheit, obwohl sie zu einer sehr hohen Belastung führen kann, nicht berücksichtigt wurde.
Weiter wurde keine Begründung dafür geliefert, dass die meteorologischen Verhältnisse des Jahrs 2009 gewählt wurden.

Ich wende ein, dass es mir wegen der fehlenden Zahlenangaben und nicht begründeten Parameterwerte nicht möglich ist, meine Betroffenheit einzuschätzen.

11. Es fehlen Angaben über die Menge und Kontaminierung der verwendeten Sekundärstoffe. Sie führen zu einer zusätzlichen Strahlenbelastung.

12. Die im Kapitel "Umweltauswirkungen" genannten Angaben unterscheiden sich bzgl. der Strahlenbelastung von denen der Fa. Vattenfall im SB genannten nicht. Das ist auch nicht verwunderlich; denn Vattenfall hat die Umweltverträglichkeitsuntersuchung (UVU) in Auftrag gegeben und bezahlt. 
Ich fordere, dass nicht allein der Antragsteller über die Beauftragung des UVU-Auftraggebers entscheiden darf.

Die erforderlichen Angaben in der UVU zu Verfahrensalternativen sind dürftig und werden nicht erläutert. Weitere Alternativen werden in der UVU nicht genannt.
D. Im Sicherheitsbericht fehlen viele Angaben, die zur Beurteilung meiner Betroffenheit erforderlich sind.
(Die Ziffern beziehen sich auf die Kapitel des Sicherheitsberichts (SB).)

1.2 Einerseits führt Vattenfall aus "Die Maßnehmen der Abbauphase 2 werden detaillierter in mindestens einem weiteren zukünftigen Genehmigungsverfahren bewertet." andererseits heißt es "Der SB enthält Maßnahmen, die antragsgemäß der Abbauphase 2 vorbehalten sind, eine Darstellung .." Die Lektüre des SB ergibt, dass die Abbaumaßnahmen der 2. Phase wenig detailliert beschrieben werden.

Der SB enthält keine Angaben zum konventionellen Abriss. Diese sind aber für Freigabe und evtl.e Herausgabe unbedingt erforderlich. Das Verfahren der Freimessung und der Herausgabe (sowie die Entscheidungsprozedur) sind im Bescheid festzulegen. Dabei sind die Vorgaben der StrlSchV bzgl. Messdichte, -genauigkeit und -häufigkeit einzuhalten und keine Abweichungen davon zuzulassen.

1.2.1 Ich wende ein, dass nicht angegeben wird, welche Arbeiten in Eigenleistung durchgeführt und welche an "qualifizierte externe Dienstleister" vergeben werden. Es muss berücksichtigt werden, dass die Abgabe an externe Dienstleister mit (vermeidbaren) Transporten verbunden ist.
1.2.2 Das beantragte Inventar für das LasmA wird nicht begründet.
1.3 Die Rückwirkungsfreiheit der Abbaumaßnahmen auf das Lagerbecken wird nicht belegt. Ich beantrage, die Defektstäbe vorher zu entfernen.

Bei der Darstellung des Abbaus des RDB wird diejenige Abbauvariante genannt, die als abdeckend angesehen wird. Ich wende ein, dass die tatsächliche verwendete Variante beschrieben wird, und dass diese allein nach dem Kriterium der Strahlenminimierung ausgewählt und genehmigt wird. 

1.5.2 "Ein geringer Anteil muss trotz der wirksamen Rückhalteverfahren kontrolliert über die Abluft und das Abwasser abgeleitet werden." Ich wende ein, dass dieser "geringe" Anteil durch bessere und in Reihe geschaltete Filter verringert werden kann und muss. Es ist mitzuteilen, welche Emissionen über den vorhandenen Kamin und welche über den neuen geplanten, wesentlich niedrigeren Schornstein abgegeben werden sollen.

1.6 Die Auswahl des "ungünstigsten Ereignis und die sich daraus ergebende Strahlenexposition wird in diesem Kapitel und auch in Kapitel 9 nicht erläutert. Ich wende ein, dass entsprechende aussagekräftige Angaben fehlen.

2.4 Die genannte chemische Industrie geht z. T. mit erheblichen Mengen toxischer Stoffe um. Für die Produktion von Isozyanaten verwendet die Bayer AG zwei Behälter mit je 16 Tonnen Phosgen.
2.9 Als Bemessungserdbeben wird eines der Intensität VI zugrunde gelegt. Dies steht im Widerspruch zum "Seismologischen Gutachten KKB" des Niedersächsischen Landesamts für Bodenforschung aus dem Jahr 1994, das die Auslegung gegen ein Erdbeben der Stärke VII für erforderlich hält, und widerspricht der Empfehlung den IAEA Safety Standards "Specific Safety Guide No. SSG-9 aus dem Jahr 2010, alle europäischen AKW mindestens gegen die Intensität VII auszulegen.

3.2.15 Zu der notwendigen Entkoppelung von Standortzwischenlager (ZL) und der mit dem KKB gemeinsam genutzten Infrastruktur werden keine Angaben gemacht. Auch insoweit ist der SB unvollständig. Die Informationen sind nachzuliefern.

3.2.16 Die Begründung ist unverständlich.

3.3.2 Die Luftwechselraten sollen in Abhängigkeit von der zulässigen Aerosolkonzentration und der geforderten Arbeitsplatzbedingungen angepasst werden. Damit es nicht zu einer unzulässigen Verdünnung der Nuklide kommt, sind die maximal zulässige Abluftmenge und die Grenzwerte für die radioaktiven Ableitungen auch für kurze Zeitdauern zu begrenzen (z. B. für Stunden und Tage). Es wird nicht mitgeteilt, wann der Schornstein durch einen niedrigeren ersetzt wird. Ich weise darauf hin, dass die berechnete Strahlenbelastung u. a. von der Schornsteinhöhe abhängt. Ich wende ein, dass im SB dazu Angaben fehlen.

Weiter werden keine Angaben gemacht zu den vorgesehenen Filtereinrichtungen und ob deren Auslegung dem Strahlenminimierungsgebot genügt. Ohne diese Angaben darf eine Genehmigung nicht erteilt werden.

3.3.6.1 Es genügt keineswegs, dass dafür Sorge getragen wird, dass die genehmigten Abgabewerte mit dem Abwasser unterschritten werden. Es müssen darüber hinaus die technischen Vorkehrungen benannt werden, die einer Strahlenminimierung genügen.

3.3.6.2 Die z. T. weiterhin benötigten und gegebenenfalls ausgetauschten Reststoffbehandlungsanlagen werden nicht beschrieben. Wieder fehlen Angaben, wie dem Minimierungsgebot Rechnung getragen wird. (Am Rande: es befinden sich noch Jodnuklide in der Anlage.)

3.3.10.6 Niederschlagswasser (insbesondere von den Pufferlagerflächen und den Transportwegen) kann radioaktiv belastet sein. Es sind ausreichend große Rückhaltebecken vorzusehen, um die Nuklide im Niederschlagswassers zu ermitteln, zurückzuhalten zu entfernen. Bei der Bemessung der Rückhaltebecken sind die für den Standort zutreffenden Niederschlagsmengen zu berücksichtigen.

3.3.11.1 Es wird nicht angegeben, wann bzw. seit wann die genannten RDB-Einbauten demontiert wurden.

3.4.1 Die Aussagen zum radiologischen Ausgangszustand sind dürftig. Vattenfall will die Aktivitätsverteilung wohl erst nach Erteilung der Rückbaugenehmigung  ermitteln. Erst dann sollen sie präzisiert werden. Dieses Vorgehen entspricht nicht der AtVfV. Ohne die erforderlichen Angaben kann ich nicht beurteilen, ob ich in meinen Rechten verletzt werde. Die Charakterisierung hätte schon erfolgt sein können. 

3.4.1.3 Es ist sicherzustellen, dass die in den Kavernen lagernden Fässer und Anlagenteile vor dem Abbau entfernt werden, um die Störfallfreisetzungen zu verringern.
4.1.2 Es wird nicht mitgeteilt, wo die (ausgebauten) Materialien im Kontrollbereich gelagert werden sollen. Der Nachweis der Einhaltung der Grenzwerte ist zu wenig. Die ergriffenen Maßnahmen zur Strahlenminimierung und der dadurch erreichbare Grad der Reduzierung sind anzugeben.

4.1.3 und 4.1.4 Die Reinigung kontaminierter Komponenten und die Konditionierung radioaktiver Abfälle hat vor Ort zu erfolgen, um unnötige Atomtransporte zu vermeiden.

4.2 Es wird lediglich benannt, welche Möglichkeiten der Zerlegung, Dekontamination und Konditionierung es gibt. Diese Tätigleiten müssen den betroffenen Anlagenteilen und Abfällen zugeordnet und im SB nachvollziehbar beschrieben werden. Insoweit ist der Antrag unvollständig. 

4.3 Es wird nicht dargestellt,  welche der abzubauenden Anlagenteile mit welchen der zur Verfügung stehenden Werkzeugen wie bearbeitet wird. Ich fordere, dass der Bescheid festlegt, welches Verfahren anzuwenden ist, um die geringsten Strahlenbelastungen für Mitarbeiter und Umgebung zu erreichen. Ich wende ein, dass ich nicht beurteilen kann, ob ich in meinen Rechten betroffen bin, weil die nur summarisch benannten Abbauverfahren nicht konkret den Anlagenteilen zugeordnet werden.
 5 Die Abbauphase 1 umfasst auch die Entsorgung anfallender und ggf. noch vorhandener Betriebsabfälle. Hierfür fehlen konkrete Entsorgungsnachweise. Ich muss eine illegale Lagerung auf dem Anlagengelände befürchten, falls der Verbleib der Materialien nicht vertraglich abgesichert nachgewiesen wird. In diesem Fall darf keine Genehmigung erteilt werden. Die Pufferlagerung ist zeitlich zu begrenzen.

In der Abbauphase 2 werden u. a. die besonders hoch verstrahlten Komponenten abgebaut. Ich beantrage, dass für diese Arbeiten ein Genehmigungsverfahren mit Öffentlichkeitsbeteiligung durchgeführt wird.

5.1.1 Die neue Lüftungsanlage mit "geänderter Austrittshöhe" (wie hoch diese ist, wird nicht angegeben) "wird entsprechend den Erfordernissen geplant und gebaut." Ich wende ein, dass sie vor allem so ausgelegt wird, dass die Strahlenminimierung oberstes Kriterium ist.
5.1.2 Auch für die Abwasseraufbereitung fordere ich eine Minimierung der Ableitung von Nukliden in die Elbe. Eine Beschreibung der mobilen Filter- und Verdampferanlagen ist erforderlich. Eine Abgabe von Abwässern an zertifizierte Dienstleister stellt einen Atomtransport dar und ist nicht zu genehmigen, insbesondere, solange keine Verträge vorgelegt werden. Eine uneingeschränkte Freigabe von Flüssigkeiten ist zu untersagen, da sie einer unkontrollierten Verteilung von Nukliden Vorschub leistet.

5.2 "Die bautechnischen Maßnahmen ... erfolgen unter Berücksichtigung der atom- und bauordnungsrechtlichen Erfordernisse." Sie müssen vor allem dem Strahlenminimierungsgebot genügen. Das ist vor Genehmigungsentscheidung nachzuweisen. Wie beim Abbau die (gerichtete) Unterdruckhaltung gewährleistet wird, ist darzulegen. 
Sind keine neuen Schleusen (z. B. zum Ausschleusen von Anlagenteilen oder Andocken von Containern) vorgesehen? Wenn doch, stellen sie ein zusätzliches Risiko bei Ereignissen von außen dar und führen zu einer möglichen höheren Strahlenbelastung.

Aus Strahlenschutzgründen (Transporte werden vermieden) sind die zerlegten Teile der großen Anlagenkomponenten vor Ort zu dekontaminieren. Die Teile sind für den Transport auf dem Anlagengelände sicher gegen Verwehung und Abrieb der Nuklide zu verpacken. 

5.3.1.3 Insbesondere die Bodenkalotte, Sumpf und Fundament des RDB sind vor Erteilung  einer Genehmigung auf radioaktive Belastung zu beproben (s. KKS), weil es bei den diversen Kampagnen mit Rohrleitungsaustausch und bei der Überspeisung des RDB zu Kontaminationen gekommen sein kann. 

6 Die Angaben im Kapitel "Umgang mit radioaktiven Stoffen" entbehren (bis auf die Massenströme in Abb. 6.3) jeglicher Zahlenangaben. Damit werden die Anforderungen der AtVfV, dem Leitfaden zur Stilllegung und den Empfehlungen der Entsorgungskommission nicht erfüllt. Ich kann, ohne dass konkreten Zahlen genannt werden, nicht beurteilen, ob ich in meinen Rechten verletzt bin. Die Auslegung ist mit entsprechenden Angaben zu wiederholen.

6.4 Eine Herausgabe ist nicht zuzulassen; denn sie ist im AtG nicht vorgesehen. 

6.5 Eine Abklinglagerung mit dem Ziel der Freigabe nach § 29 StlSchV ist unzulässig. Die radioaktiven Stoffe sind gemäß ihrer VOR Auslegung der Unterlagen festgestellten Nuklidbelastung zu entsorgen. Andernfalls würden die Materialen bis zur (gerade eben erreichten) Unterschreitung der Freigabewerte gelagert. Das widerspricht dem Gebot der Strahlenminimierung und ist vergleichbar mit einer unzulässigen Verdünnung. 
Detaillierte Ablaufpläne und Verfahren zur Konditionierung werden im SB nicht benannt, S. 127 unten.

7.5 Wegen ihrer radiologischen Bedeutung für Organismen (H-3) und ihrer das Klima verändernden Wirkung (Kr-85) sind diese radioaktiven Gase möglichst zurückzuhalten.

7.6 Bereits unter A habe ich eingewendet, dass die beantragten Emissionswerte mit Luft und Abwasser unbegründet hoch sind und wesentlich niedriger genehmigt werden können und müssen. 

Die verwendeten Parameter für die Ermittlung der Strahlenexposition werden nicht angegeben, die Angabe von Organdosen fehlt, und die Lage der maximalen Aufpunkte wird nicht genannt. Bei diesen fehlenden Angaben ist es mir nicht möglich, meine Betroffenheit zu beurteilen. Ich schlage vor, diese Rechnungen von einem Gutachter durchführen zu lassen.
9.1 Ich beantrage auch, die Ereignisanalyse und die Ermittlung der Strahlenexposition durch Störfallfreisetzungen von einem Gutachter durchführen zu lassen. Vattenfall nimmt an vielen Stellen der Ereignisanalyse Bezug auf gutachterliche Prüfungen für die Nachbetriebsphase (z. B. auf S. 151 und 154 unten). Dieses Gutachten hätte vorgelegt werden müssen. Für keines der betrachteten Ereignisse werden Angaben zu den dabei freigesetzten Nuklidmengen gemacht. 
Die Störfallabläufe werden nicht detailliert beschrieben. 

Ob die betrachteten Störfälle abdeckend ausgewählt wurden, wird nicht dargelegt. Es fehlen auch Angaben, welche Vorkehrungen getroffen wurden, um die genannten Störfälle zu verhindern und wie die sich daraus ergebende Strahlenbelastung minimiert wird. Die Aussage, die Störfallgrenzwerte würden unterschritten, genügt nicht.

Der zum Vergleich herangezogene Störfallplanungswert von 50 mSv für die effektive Dosis ist für den Abbau unverhältnismäßig hoch. § 117 Abs. 16 der StrlSchV hätte längst umgesetzt werden müssen.
Es fehlt die Angabe von Organdosen. 

Zusätzlich zum Störfallplanungswert ist zu beurteilen, ob die Eingreifrichtwerte für Evakuierung und Umsiedlung unterschritten werden.

Ich wende ein, dass es mir auch bei den Störfallauswirkungen wegen des Fehlens konkreter Angaben nicht möglich ist, meine Betroffenheit zu beurteilen. 

9.3.1.13 Für einen Brand im Bereich der Reststoffbehandlung/Abfallkonditionierung wird - sic - die Gesamtaktivität eines Containers angegeben, allerdings nur "aufgrund der bisherigen Betriebserfahrung mit 5e9 Bq". Ob das eine konservative Annahme ist, wird weder nachgewiesen noch dargelegt. Auch für die Annahme des enthaltenen Nuklidgemischs erfolgt kein Hinweis darauf, ob sie aus radiologischer Sicht abdeckend gewählt wurde. Eine Angabe über die freigesetzte Nuklidmenge fehlt. Der Weg, wie die Nuklide ins Freie gelangen (z. B. Freisetzungshöhe), welche Wirkungsgrade für die Rückhalteeinrichtungen angenommen wurden: diese Angaben fehlen. 
Der Sinn des Verweises auf § 117 Abs. 16 StrlSchV auf S. 156 unten erschließt sich mir nicht. Vielmehr ist diese Übergangsvorschrift bisher vom Gesetzgeber nicht umgesetzt worden.
9.3.5.1 Nach dem neuesten Stand von Wissenschaft und Technik haben sich die Lastannahmen für Erdbeben geändert. Eine neue Auslegung ist erforderlich.

9.3.5.6 Die Bewertung, "dass ein Flugzeugabsturz als sehr seltenes Ereignis dem Restrisiko zuzuordnen ist und daher in den Sicherheitsbetrachtungen nicht weiter analysiert werden muss", nimmt die aktuelle Rechtsprechung nicht zur Kenntnis. 

Es besteht ein Ermittlungsdefizit. Ein Rechtsstreit würde den Abbau (vermeidbar) verzögern.
9.3.5.7 Explosionsdruckwellen können die Statik der (teilweise geöffneten/abgebauten) Anlagenteile und die darin lagernden Behälter und Einrichtungen gefährden. Stattdessen nimmt Vattenfall in ihrem Antrag / SB davon Kredit, dass in der 1. Abbauphase "keine wesentlichen Abbaumaßnahmen an den Gebäuden vorgesehen sind". Die Einschätzung "Im Restbetrieb sind deshalb Auslegungsanforderungen aus Druckwellen aufgrund chemischer Reaktionen an neu zu installierenden Systemen, die für den Abbau benötigt werden, nicht mehr zu berücksichtigen" ist nicht fehlerhaft. Vielmehr sind auch die neuen Systeme gegen Druckwellen (und Erdbeben) auszulegen. Eine Abgrenzung der 1. von der 2. Abbauphase ist erforderlich, um für Einwender eine drohende Präklusion zu vermeiden.
Wieder wird darauf verwiesen, dass für den Restbetrieb keine weiteren Bewertungen erforderlich seien, weil diese bereits für den Nachbetrieb vorgenommen wurden. 

Die "sicherheitstechnischen Betrachtungen" für den Nachbetrieb wurden allerdings in diesem Verfahren nicht vorgelegt. Die Unterlagen sind deshalb unvollständig.

Ich bin nicht in der Lage, meine Betroffenheit zu beurteilen. Das Verfahren ist zu wiederholen. 

9.3.5.9 Es wird nicht beschrieben, ob die Einrichtungen des Vorwarnrings beim Auftreten von Phosgen reagieren.

9.3.6.1 Die Einwirkungen der Rauchentwicklung bei einem Brand des Gasturbinenkraftwerks auf den Rückbau wird nicht betrachtet.
9.3.6.4 Für Störfälle bei der Pufferlagerung wird ein Eingreifwert von 100 mSv als Bewertungsgröße herangezogen. Dieser Wert bezieht sich auf den Eingreifrichtwert des Katastrophenschutzes. Die Heranziehung dieses Wertes ist nicht sachgerecht. Es fehlen Angaben, welche Schutzvorkehrungen für die Pufferlagerung vorgesehen sind, um Störfälle zu verhindern.

Für den Brand in einem Container werden keine Angaben zum Nuklidinhalt und zur Rückhaltung schwer mobilisierbarer Stoffe gemacht.
Bei einem Hochwasser beträgt der Wasserstand am Pufferlager laut SB nur max. 1 m. Diese Angabe wird nicht erläutert. Insbesondere wegen der Lage des KKB in einem Hochwasserrisikogebiet, der offenen Zeitdauer des Rückbauverfahrens und der Folgen des Klimawandels für Sturmflutereignisse sind die Sicherungsmaßnahmen gegen Hochwasserereignisse im Antrag zu überprüfen.
Es fehlen Betrachtungen zu den Lastfällen Innentäter, gezielter Flugzeugabsturz, Einwirkungen Dritter unter Verwendung moderner Waffen.

Schlussbemerkung: Ich begrüße grundsätzlich den Rückbauantrag für das Kernkraftwerk Brunsbüttel. Der Rückbau ist ein wichtiger Schritt bei der Umsetzung der Energiewende. Er ist insbesondere wegen des jetzt noch vorhandenen Fachwissens dringend zeitnah erforderlich. 
Ich gehe davon aus, dass die Einwendung ein Beitrag ist den Rückbau sicherer zu machen. 

Nortorf, 24.4. 2015
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